AUFTRAGSBESTÄTIGUNG
Der/Die Unterfertigte ……………………………………………………………………………………………, geboren in …………………………… am …………………………….., Steuernummer: ………………………………………………………….., wohnhaft in ………………………………...........  ……………………………………………………………………. , 
in Folge “Mandant“ oder “Kunde“ genannt  dessen/deren Identität direkt durch den Freiberufler mittels 

(Dokument) ………………………………………………………………………………………………………….. , ausgestellt von (Behörde) ………………………………………………………………………………………………., am ……………………………..…………….., überprüft wurde, und dessen zertifizierte E-Mail Adresse (P.E.C.) …………………………………………….lautet, erklärt bezüglich der gesetzlichen Bestimmungen zum Datenschutz und der Zustimmung zur Verwendung der persönlichen Daten in Kenntnis gesetzt worden zu sein, und 
BESTÄTIGT

als Privatperson / als Freiberufler / als Inhaber oder in seiner Eigenschaft als gesetzlicher Vertreter/in des Unternehmens  ………………………………………………………………………………………………………………………..

mit Sitz in ………………………………………………………., MwSt.-Nummer  ……………………………………………. , das von den nachfolgenden Artikeln geregelte Berufsmandat an Dr./Rag./Herrn/Frau ……………………………………….……………………………….. in seiner/ihrer Eigenschaft als Wirtschaftsprüfer und Steuerberater / Arbeitsrechtsberater / Rechnungsprüfer oder als rechtlicher Vertreter der Sozietät zwischen Freiberuflern / freiberuflichen Gesellschaft, in Folge „Freiberufler“ genannt,

 zu erteilen.
1. INHALT DES MANDATS
Im Allgemeinen umfasst die Beauftragung folgende freiberufliche Leistungen:

· Beratung und Beistand im Steuer– und Abgabenbereich, Führung der Betriebsbuchhaltung, Steuerstreitfällen, (usw.)

· Beratung und Beistand in Fragen des Arbeitsrechts und des Sozialversicherungsrechts, des Gewerkschaftsrechts, der Führung der Lohnbuchhaltung, der Personalauswahl.
Im Besonderen umfasst die Beauftragung folgende freiberufliche Leistungen:

· Beratung und Beistand in der Begründung und Abwicklung unselbstständiger, arbeitnehmerähnlicher und autonomer Arbeitsverhältnisse;
· Beratung und Beistand im Hinblick auf die Auflösung von Arbeitsverhältnissen;
· Beratung und Beistand bei Disziplinarverfahren und Verhängung von Disziplinarmaßnahmen;
· Erstellung und Übermittlung von Steuer – und Abgabenerklärungen;
· Führung der Betriebsbuchhaltung;

· Jegliche Art der Bescheinigung;
Vom vorliegenden Auftrag ausgenommen bleibt - abseits der normalen zu waltenden beruflichen Sorgfalt gemäß Art. 1176, Komma 2 des ZGB -  die Überprüfung von gefälschten Angaben oder anderer Unregelmäßigkeiten in den vom Klienten hinterlegten Dokumenten.

2. Honorar.

Die Vertragsseiten vereinbaren, dass dem Freiberufler, welcher durch die Unterzeichnung der vorliegenden Beauftragung das Mandat ausdrücklich annimmt, für die Ausführung der genannten Dienstleistungen folgende Honorare zustehen:
€ …………………. für die Beratungstätigkeit;

€ …………………. für die Buchhaltungsdienste;

€ …………………. für die Erstellung der Steuererklärungen;

€ …………………. für die Ausarbeitung jedes einzelnen Lohnstreifens für (Nr.) …… Monatslöhne;
Die Honorare verstehen sich zuzüglich der im Zuge der freiberuflichen Tätigkeiten vorgestreckten und belegten Spesen, der Fürsorgebeiträge (4%) sowie dem aktuellen Mehrwertsteuersatz.

Die Zahlung des genannten Honorars erfolgt seitens des Kunden (monatlich, trimestral, …………………….), und in jedem Falle innerhalb von ……. Tagen nach Erhalt Kostenmitteilung oder der Honorarnote.
Sollten Honorare, Spesen oder Anzahlungen nicht innerhalb der festgelegten Termine erfolgen werden darauf Zinsen im Sinne der geltenden Bestimmungen fällig.

Die obgenannten Honorare werden jährlich auf Grundlage der Veränderungen der Lebenshaltungskosten der Stadt Bozen, wie Sie vom ASTAT veröffentlicht wird, mit Bezugsmonat ………. angepasst.

Im Falle weiterer Tätigkeiten welche dieses Mandat nicht vorsieht, werden die Honorare mittels neuer Verhandlungen angepasst.
Das vereinbarte Honorar entspricht der Komplexität des Auftrages und der Wichtigkeit der Aufgaben und wird von beiden Seiten als angemessen, verhältnismäßig und befriedigend für das in Auftrag gegebene Mandat angesehen. 
Der Kunde bestätigt, über die Komplexität des Auftrages durch entsprechende Informationen von Seiten des Freiberuflers aufgeklärt worden zu sein. Er erklärt insbesondere, über die Risiken, welche das Mandat beinhaltet, informiert worden zu sein und verpflichtet sich, jegliche für das Mandat erforderliche Dokumentation zur Verfügung zu stellen.
Der Freiberufler kann die Ausführung der Aufgaben, jedoch immer unter seiner Verantwortung, an seine Mitarbeiter übertragen.

3. DAUER UND RÜCKTRITTSNORMEN
Das vorliegende Mandat tritt mit Datum der Unterzeichnung desselben in Kraft und hat Gültigkeit:
· für ………. Jahr(e), mit stillschweigender Erneuerung bei Ablauf des Mandats für denselben Zeitraum. Der Kunde verzichtet ausdrücklich auf das Recht des freien Rücktritts gemäß Art. 2237 des ZGB, da die vorher festgelegten Honorare auf Basis der Dauer des Mandats festgelegt wurden.

(abweichend)

· bis zum Abschluss der freiberuflichen Leistung.
Abweichend: 

(für Wirtschaftsprüfer und Steuerberater)
Der Kunde kann jederzeit, mittels (schriftlichem?) Widerruf des Mandats und ohne Begründungspflicht vom vorliegenden Vertrag zurücktreten. In diesem Fall schuldet der Kunde die entstandenen Spesen sowie die Vergütung der schon erbrachten Leistungen.
(für Arbeitsrechtsberater)

Jede der beiden Seiten kann das Mandat mittels Einschreibebrief mit Rückantwort oder mittels zertifizierter EMAIL (P.E.C.), unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 6 Monaten, vor Ablauf des Mandates kündigen.
(für Wirtschaftsprüfer und Steuerberater)

Falls der Kunde mit über ….. Tagen mit der Zahlung der geschuldeten Honorare säumig ist, kann der Freiberufler im Sinne des Art. 1456 ZGB von seinem Mandat zurücktreten, indem er seine Entscheidung mittels Einschreiben mit Rückantwort oder zertifizierter EMAIL (P.E.C.) dem Kunden mitteilt.

In diesem Fall verpflichtet sich der Freiberufler, den im Laufe der 15 Tage nach obiger Mitteilung anfallenden Fälligkeiten, Rechnung zu tragen.
Der Kunde verzichtet ausdrücklich auf die von Art 2237 ZGB. Absatz 3 vorgesehenen Möglichkeiten.

(für Arbeitsrechtsberater)

Die nicht erfolgte Honorarzahlung innerhalb der vereinbarten Termine stellt einen wichtigen Grund für die Auflösung des vorliegenden Vertrags im Sinne von Art. 2237, Absatz 2 ZGB dar und ermächtigt den Freiberufler, sein Mandat, mit sofortiger Wirkung, niederzulegen, bei gleichzeitiger Befreiung von jeglicher Verantwortung, welche im Sinne des Art. 2237, Absatz 3 ZGB in Verbindung und/oder Folge von jeglichem dem Mandanten verursachten vorhergehendem Schaden sein könnte. 
Unter der Voraussetzung, dass die Sachlage des höheren Schadens unangetastet bleibt, ist der Mandant, sofern er die genannten Modalitäten des Rücktritts vom Vertrag nicht einhält, verpflichtet, eine Entschädigung in der Höhe aller angereiften und geschuldeten Honorare ab Rücktritt bis zum ordentlichen Ablaufdatums des Vertrags, berechnet auf dem arithmetischen Mittel der Honorare der letzten 6 Monate, an den Freiberufler zu zahlen. 
4. PFLICHTEN DES FREIBERUFLERS

Der Freiberufler verpflichtet sich mit der Unterzeichnung des Mandats:

· seine Tätigkeit mit der von der Art der Aufgabe, dem Gesetz und der Berufsethik geforderten Sorgfalt und im Sinne von Art. 2235 des ZGB auszuführen;
· die vom Kunden erhaltenen Dokumente nur so lange zu verwahren als unbedingt nötig ist, es sei denn, es wurden mit dem Kunden anders lautende Absprachen getroffen;
· das Berufsgeheimnis einzuhalten und die im Zuge des Mandats erlangten Informationen nicht weiterzugeben;
· zu veranlassen und darauf zu achten, dass die Mitarbeiter ebenso das Berufsgeheimnis einhalten;
Der Freiberufler gibt hier wie folgt die Daten seiner Versicherungspolizze an:

…………………………………………………………………………………………………………………………….

Mit einem Höchstversicherungssumme von € ……………………………………………………..
5. PFLICHTEN DES MANDANTEN

Der Mandant hat die Pflicht, der Kanzlei des Freiberuflers die zur Erledigung des Mandats notwendigen Dokumente zeitgerecht zukommen zu lassen, sowie jederzeit deren Vollständigkeit, Genauigkeit und Echtheit zu garantieren. Die Abgabe der Dokumente wird seitens des Freiberuflers weder eingefordert noch werden dieselben abgeholt. Der Freiberufler übernimmt keine Haftung für fehlende Dokumente oder für die verspätete Ausführung des Mandats infolge Verspätung, Nachlässigkeit oder Untätigkeit seitens des Mandanten.
Der Mandant hat die Pflicht, den Freiberufler schriftlich über jede Änderung in Zusammenhang mit dem vorliegenden Mandat zu informieren.

6. SCHLICHTUNGS- UND SCHIEDSGERICHTSKLAUSEL

Beide Seiten einigen sich darauf, dass jegliche in Verbindung mit vorliegendem Mandat stehende Streitfrage, eingeschlossen jene bzgl. der Gültigkeit, der Interpretation, der Ausführung und der Auflösung sowie der daraus hervorgehenden Handlungen und Dokumente, einschließlich jeglicher Schadenersatzforderung, einem Schlichtungsverfahren unterzogen wird, wobei die Schlichtungsstelle den Sitz in ………………………………………………………………… haben oder eine gleichwertige in der Provinz …………………..eingetragene Schlichtungsstelle sein wird, dies im Sinne der entsprechenden, hier vollständig angenommenen Schlichtungsbestimmungen.

Beide Seiten verpflichten sich, vor Einleitung jeglicher gerichtlicher Schritte beim Gerichtsstand ………………………………………………. auf oben genanntes Schlichtungsverfahren zurückzugreifen.
Sollte das Mediationsverfahren scheitern, bleibt es den Parteien überlassen, bei derselben Mediationsinstitution um Lösung der Streitfrage mittels rituellen / nicht rituellen Schiedsgerichts und die damit zusammenhängende Ernennung eines Schiedsrichters im Sinne der genannten Bestimmungen anzufragen. Der Schiedsrichter entscheidet nach Recht / nach Billigkeit.
(abweichend)

6. Gerichtsstand

Für alle Streitfragen zur Interpretation und Ausführung des vorliegenden Vertrags wird ausschließlich der Gerichtsstand ………………………………………………………………… zuständig sein.
7. Rechtliche Verweise
Für jegliche nicht ausdrücklich durch diese Auftragsbestätigung festgeschriebene Sachlage wird auf die Bestimmungen bezüglich der Ausübungen selbständiger Tätigkeiten gemäß Art. 2229 ff. des ZGB, auf die Berufsordnung, auf die beruflichen Verhaltensregeln sowie auf die lokalen Gegebenheiten verwiesen.
Gelesen, bestätigt und unterzeichnet.

…………………………………………., am ……………………………………………

Der Kunde







Der Freiberufler

Im Sinne des Art. 1341 und 1342 des ZGB bestätigen die Parteien den Inhalt der unten angeführten Artikel und nehmen mit ihrer Unterschrift den Inhalt der angeführten Artikel ausdrücklich zur Kenntnis:

2) Honorar; im Besonderen erklärt der Kunde, sich der Komplexität des Auftrages bewusst 
 und über die ungefähr zu erwartenden Kosten informiert worden zu sein;
3) Dauer und Rücktrittsbestimmungen 

4) Pflichten des Freiberuflers;
5) Pflichten des Mandanten;
6) Schlichtung– und Schiedsgerichtsklausel;
7) Rechtliche Verweise;
Gelesen, bestätigt und unterzeichnet.

…………………………………………., am ……………………………………………

Der Kunde







Der Freiberufler

Anlage:

i) Informationsblatt zum Datenschutz
ii) Informationsblatt zu den Geldwäschebestimmungen

